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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 23. —— 


(Nr. 9069.) Geſetz, betreffend die Ergänzung des Geſetzes vom 29. Mai 1873 über das 
Grundbuchweſen in dem Bezirk des Appellationsgerichts zu Caſſel mit Aus- 
ſchluß des Amtsgerichtsbezirks Vöhl. Vom 28. Mai 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Geltungsbereich des Geſetzes über das Grundbuchweſen in dem Bezirk 
des Appellationsgerichts zu Caſſel mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von 
Vöhl vom 29. Mai 1873, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Anlegung der Grundbuchblaͤtter und Artikel. 


Erſter Titel. 
Verfahren von Amtswegen. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


l. 1. 


Für die Grundſtücke, deren Eintragung in dem Grundbuch noch nicht 
erfolgt iſt, find, unbeſchadet der Vorſchrift des §. 2 Abſatz 1 der Grundbuchordnung, 
die Grundbuchblätter und Artikel von Amtswegen anzulegen. 

Die im H. 2 Abſatz 1 der Grundbuchordnung bezeichneten Grundſtücke find 
auf Antrag der Betheiligten in das Verfahren aufzunehmen. 
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§. 2. 
Die Anlegung der Grundbuchblätter und Artikel erfolgt nach Grundbuch⸗ 
bezirken (§. 1 der Grundbuchordnung). 
Als Verzeichniß der Grundſtücke dienen die den Amtsgerichten mitgetheilten 
Abſchriften der Steuerbücher und der Anhänge derſelben. 


§. 3. 
Die Feſtſtellung, unter welcher Bezeichnung die in den Steuerbüchern ver- 
zeichneten Grundſtücke in dem älteren gerichtlichen Buch oder in dem älteren Steuer⸗ 
kataſter eingetragen ſind, erfolgt von Amtswegen. 


$. 4. 
Das Gericht hat die für das Verfahren nothwendigen Ermittelungen vor⸗ 
zunehmen oder anzuordnen. Namentlich kann es zu dieſem Zwecke: 


1) vergleichende Auszüge aus den Grundſteuermutterrollen und den alten 
Kataſtern beſchaffen 

2) unter Androhung von Geldſtrafen bis zu 150 Mark die betheiligten 
Perſonen ($. 7) laden und zur Erfüllung der ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen zwingen; 

3) unter gleicher Androhung Zeugen behufs ihrer eidesſtattlichen Ver⸗ 
nehmung laden; 

4) Verhandlungen an Ort und Stelle unter Zuziehung der Betheiligten, 
ſowie nöthigenfalls der Kataſterbehörde und ortskundiger Perſonen 
vornehmen; 

5) die Kataſterbehörde um Aufklärungen, um Vermeſſungen und ent- 
ſprechende Berichtigung der Karte und der Steuerbücher erſuchen. 

Die Kataſterbehörde hat ſolchen Erſuchen zu entſprechen. 

Ergiebt ſich in dem Verfahren die Nothwendigkeit, frühere Grundſtücke 
wieder herzustellen, fo hat das Gericht die dazu erforderlichen Vermeſſungen alsbald 
anzuordnen. 

§. 5. 


Die Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels erfolgt ohne Aufgebot 
nur dann, wenn ein ſolches weder wegen des Eigenthums noch wegen einer 
Hypothek anzuordnen iſt ($. 19). 

Jedoch kann der Eigenthümer, ſofern das Aufgebot lediglich wegen einer 
Hypothek zu erlaſſen iſt, die ſofortige Anlegung beantragen. Die Hypothek iſt 
alsdann in das Grundbuch zu übertragen, demnächſt aber, ſofern nach dem Er⸗ 
gebniß des Aufgebotsverfahrens die Vorausſetzungen ihrer Löſchung oder Um⸗ 
ſchreibung vorliegen, zu löſchen beziehungsweiſe umzuſchreiben (§§. 30 bis 32). 
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II. Anlegung der Grundbuchblätter oder Artikel ohne Aufgebot. 


$. 6. 


Die Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels für die Grundſtücke, 
welche in einem der in den $$. 25, 26 des Geſetzes vom 29. Mai 1873 bezeichneten 
älteren Bücher eingetragen find, erfolgt, wenn die Feſtſtellung nach F. 3 die 
Identität des Grundſtücks und den Eintrag deſſelben Eigenthümers in dem 
gerichtlichen Buch und den Steuerbüchern ergeben hat. In Betreff der auf dieſen 
Grundſtücken eingetragenen Eigenthumsbeſchränkungen und dinglichen Rechte finden 
der $. 16, in Betreff der Hypotheken die $$. 11, 16 bis 18 und die auf 
Hypotheken ſich beziehenden Beſtimmungen über das Aufgebotsverfahren An- 
wendung. 

Hinſichtlich der übrigen Grundſtücke ift nach Maßgabe der $$. 7 bis 33 
zu verfahren. 


5 


Das Gericht hat zur Ermittelung der Eigenthums- und der Beſitzverhältniſſe 
zu laden: 


1) den in den Steuerbüchern als Beſitzer Eingetragenen oder deſſen, ſoweit 
als thunlich, zu ermittelnde Erben; 
2) den im älteren gerichtlichen Buch als Eigenthümer Eingetragenen oder 
deſſen, ſoweit als thunlich, zu ermittelnde Erben, 
3) dritte Perſonen, welche von den unter 1 oder 2 Genannten als Eigen- 
thümer oder Beſitzer bezeichnet werden oder für deren Eigenthum oder 
Beſitz ſich Anzeichen ergeben. 
Iſt der Aufenthalt einer der zu ladenden Perſonen unbekannt oder außer⸗ 
halb des Deutſchen Reiches, ſo iſt von deren Ladung Abſtand zu nehmen. Ein 
dem Gericht bekannter Vertreter iſt zu laden. 


$. 8. 


Wer von den Geladenen das Eigentum des Grundſtücks in Anſpruch 

nimmt, iſt verpflichtet: 

1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen, den Rechtsgrund 
anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum auf ihn übergegangen iſt, 
und die darauf ſich beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke 
vorzulegen, ſofern nicht das Gericht dieſe Angaben und Nachweiſungen 
in Rückſicht auf den Inhalt des älteren gerichtlichen Buches für ent⸗ 
behrlich erachtet; 
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2) im Fall des $. 27 des Geſetzes vom 29. Mai 1873 einen der Vor⸗ 
ſchrift der Nr. 2 jenes Paragraphen entſprechenden Hypothekenſchein 
vorzulegen 

3) ſeinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Ortsvorſtandes oder 
durch eidesſtattliche Verſicherung von Zeugen oder auf andere Weiſe 
glaubhaft zu machen, ſofern das Gericht denſelben nicht durch die ander- 
weit angeſtellten Ermittelungen für nachgewieſen erachtet; 


4) nach Ermeſſen des Gerichts einen Auszug aus den Steuerbüchern mit 
der Beſcheinigung beizubringen, daß ſpätere Beſitzveränderungen der 
Kataſterbehörde nicht bekannt geworden ſind. 


$. 9. 
Das Gericht kann im Fall einer Säumniß des Verpflichteten die im $. 8 
bezeichneten Nachweiſungen auf Koſten der Säumigen beſchaffen. 


$. 10. 


Das Gericht kann die Perſon, welche das Eigenthum des Grundſtücks in 
Anſpruch nimmt, behufs Glaubhaftmachung einer Behauptung zur eidesſtattlichen 
Versicherung der Wahrheit derſelben zulaſſen. 


F. 11. 


Derjenige, welcher das Eigenthum des Grundſtücks in Anſpruch nimmt, 
hat ferner zu erklären, ob er das Beſtehen von Hypotheken, welche in einem 
älteren gerichtlichen Buch eingetragen find, beftreitet. Bezüglich der beſtrittenen 
hat er den Grund ihres Nichtbeſtehens anzugeben, ſowie die darauf ſich beziehenden 
Urkunden oder anderen Beweisſtücke vorzulegen. Bei Darlehnshypotheken iſt die 
darüber ausgefertigte Originalſchuldurkunde vorzulegen, widrigenfalls die Beſtreitung 
nicht zu berückſichtigen iſt. 

Das Gericht hat die betreffenden Berechtigten, ſoweit der Aufenthalt oder 
ein Vertreter derſelben dem Gericht bekannt iſt, beziehungsweiſe ihre thunlichſt zu 
ermittelnden Rechtsnachfolger von der Beſtreitung des eingetragenen Rechtes zu 
benachrichtigen und ſie aufzufordern, ihre Rechte, ſoweit dieſelben noch beſtehen, 
binnen ſechs Wochen bei dem Gericht anzumelden, widrigenfalls unter Androhung 
des im F. 23 beſtimmten Rechtsnachtheils das Aufgebotsverfahren ftattfinden werde. 


$. 12. 

Läßt ſich nicht feſtſtellen, daß und unter welcher Bezeichnung das Grundſtück 
in einem älteren gerichtlichen Buch eingetragen iſt, ſo hat derjenige, welcher das 
Eigenthum in Anſpruch nimmt ($. 8), außerdem alle auf dem Grundſtück haftenden 
Eigenthumsbeſchränkungen, dinglichen Rechte und Hypotheken anzuzeigen. 
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$. 13. 


Wer von den geladenen Betheiligten das Eigenthum in Anſpruch nimmt, 
ohne daß ihm daſſelbe beſtritten wird, iſt, ſofern die bisherigen Ermittelungen 
einen Zweifel an ſeinem Recht nicht ergeben haben, in das Grundbuch einzutragen: 

1) wenn er in dem älteren gerichtlichen Buch als Eigenthümer ein⸗ 
getragen tft, 

2) wenn er als Rechtsnachfolger des in dem älteren gerichtlichen Buch 
eingetragenen Eigenthümers ſich ausgewieſen hat, oder wenn dieſer 
oder deſſen Rechtsnachfolger die Eintragung vor Gericht oder in einer 
öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde bewilligt hat oder dieſelbe 
zu bewilligen rechtskräftig verurtheilt iſt. 

Im Falle des F. 27 des Geſetzes vom 29. Mai 1873 bedarf es der vor⸗ 
gängigen Abgabe der in der Beſtimmung der Nr. 2 Abſatz 2 jenes Paragraphen 
vorgeſchriebenen eidesſtattlichen Verſicherung. Sind mehrere Perſonen betheiligt, 
ſo kann das Gericht die Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung ſeitens einer oder 
einiger derſelben als ausreichend anſehen. Die eidesſtattliche Verſicherung kann 
auch vor einem anderen Gericht oder zu notariellem Protokoll abgegeben werden. 


§. 14. 

Wird im Ermittelungsverfahren das Eigenthum zwiſchen Perſonen ſtreitig, 
welche im Deutſchen Reich einen dem Gericht bekannten Aufenthalt oder Vertreter 
haben, fo hat das Gericht den Nichtbefiger aufzufordern, binnen einer Friſt von 
ſechs Wochen nachzuweiſen, daß er gegen den Beſitzer die Eigenthumsklage er⸗ 
hoben habe. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage der Zuſtellung oder der zu gerichtlichem 
Protokoll feſtgeſtellten Verkündung der Aufforderung. Nach fruchtloſem Ablauf 
derſelben wird der Eigenthumsanſpruch des Nichtbeſitzers nicht berückſichtigt. 
Daſſelbe gilt, wenn der Beſitzer nachweiſt, daß die erhobene Klage zurück— 
genommen iſt. 

Iſt auch der Beſitz ſtreitig, ſo finden die Vorſchriften der beiden erſten 
Abſätze mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß das Gericht nach ſeinem 
Ermeſſen zu beſtimmen hat, ob die Eigenthums⸗ oder die Beſitzklage zu erheben 
iſt, und daß die Aufforderung zur Erhebung der Klage an den Gegner der 
Partei zu richten ift, welche die letzte Beſitzhandlung glaubhaft gemacht hat. Nach 
Entſcheidung des Beſitzprozeſſes iſt gemäß der Vorſchriften der beiden erſten Ab— 
ſätze zu verfahren. 

Iſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen der Eigenthumsanſpruch des 
Nichtbeſitzers beziehungsweiſe des im Beſitzprozeß Unterliegenden nicht zu berüd- 
ſichtigen, ſo iſt in Gemäßhei des $. 13 zu verfahren. Andernfalls entſcheidet 
der Ausgang des über das Eigenthum geführten Prozeſſes darüber, weſſen 
Eigenthumsanſpruch allein zu berückſichtigen iſt. 

(Nr. 9069.) 
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Sind nach dem Ergebniß des Ermittelungsverfahrens gemäß des $. 7 noch 
andere Perſonen, von deren Ladung nach Abſatz 2 deſſelben Paragraphen 
Abſtand genommen war, zu berückſichtigen, ſo kann die Eintragung des Eigen⸗ 
thümers in das Grundbuch erſt nach Erledigung des Aufgebotverfahrens ($. 19) 
ſtattfinden. 

$. 15. 


Soweit in den vormals Bayeriſchen Gebietstheilen ein Grundſtück in den 
dortigen Hypothekenbüchern nicht eingetragen iſt, iſt das Grundbuchblatt oder der 
Artikel anzulegen, wenn die Vorausſetzungen des §. 30 des Geſetzes vom 
29. Mai 1873 vorhanden ſind. 

$. 16. 

Die in dem älteren gerichtlichen Buche eingetragenen Eigenthumsbeſchränkungen 
und dinglichen Rechte ſind in das Grundbuch zu übertragen, Hypotheken jedoch, 
abgeſehen von dem Fall des $. 5 Abſatz 2, nur, wenn fie entweder vom Eigen⸗ 
thümer nicht beſtritten (§. 11) oder von dem Berechtigten angemeldet find ($. 11) 
oder auch ohne eine dieſer Vorausſetzungen, wenn ſie zur Sicherung eines Dar⸗ 
lehns beſtellt find und die Originalſchuldurkunde nicht vorgelegt iſt ($. 11). 

In einem älteren gerichtlichen Buch nicht eingetragene Eigenthums⸗ 
beſchränkungen, dingliche Rechte und Hypotheken ($. 12) find einzutragen, ſofern 
ſie vom Eigenthümer angezeigt oder anerkannt ſind. 


8. 17 0 
Iſt in einem älteren gerichtlichen Buch eine Hypothek auf einem Grund⸗ 
ſtück oder mit ungetheilter Haftung auf einer Mehrheit von Grundſtücken ein⸗ 
getragen, und find davon Grundſtückstheile beziehungsweiſe einzelne Grundſtücke, 
welche nach dem Ermeſſen des Gerichts im Verhältniß zu dem mitverhafteten 
Grundeigenthum von geringem Umfang und Werth find, einem anderen Eigen- 
thümer im Grundbuch zuzuſchreiben, ſo iſt dem Berechtigten oder deſſen thunlichſt 
zu ermittelndem Rechtsnachfolger von dem Gericht mitzutheilen, daß bezüglich jener 
Grundſtückstheile oder einzelner Grundſtücke die Uebertragung der Hypothek nur 
auf beſonderen, binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Wochen zu ſtellenden Antrag 
erfolgen werde. 
§. 18. 
Iſt in einem älteren gerichtlichen Buch eine Hypothek auf einem ideellen 
Theil eines oder mehrerer Grundſtücke eingetragen und ſind in Folge eingetretener 
Realtheilung die früheren Miteigenthümer jetzt als Eigenthümer reeller Theile 
einzutragen, ſo kann die Hypothek auf denjenigen reellen Theil umgeſchrieben 
werden, welcher an die Stelle des belaſteten ideellen Theiles tritt, jedoch nur 
unter folgenden Vorausſetzungen: 
1) daß das Gericht auf Grund des Inhalts der Steuerbücher und nach 
ſeinem Ermeſſen anderer Ermittelungen die Realtheilung als den früheren 
ideellen Theilen entſprechend erachtet; 
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2) daß dem Berechtigten oder deſſen thunlichſt zu ermittelndem Rechts⸗ 
nachfolger die betreffende Mittheilung gemacht iſt, und derſelbe binnen 
einer ihm vom Gericht zu ſetzenden Ausſchlußfriſt von ſechs Wochen 
Widerſpruch nicht erhebt , 

3) daß die Umſchreibung auch in anderer Beziehung, namentlich wegen 
anderer Pfandrechte, für den Gläubiger nicht nachtheilig erſcheint. 


III. Aufgebotsverfahren. 


6. 19. 


Für Grundftüde, welche nicht nach $. 6, $$- 13 bis 15 in das Grundbuch 
eingetragen werden können, kann das Grundbuchblatt oder der Artikel nur nach 
vorgängigem Aufgebot angelegt werden. 

Das Aufgebot umfaßt zugleich diejenigen in einem älteren gerichtlichen Buch 
eingetragenen Hypotheken, für welche die Vorausſetzungen der Uebertragung (F. 16) 
nicht vorliegen, oder für welche in den Fällen der $$. 17 und 18 die daſelbſt 
vorgeſchriebene Mittheilung nicht hat bewirkt werden können, weil der Gläubiger 
oder deſſen Aufenthalt oder ein Vertreter deſſelben dem Gericht nicht bekannt iſt. 

Das Aufgebotsverfahren richtet ſich nach den Vorſchriften der $$. 20 bis 32. 


$. 20. 


Sobald die nach den $$.7 bis 12 zu veranlaſſenden Ermittelungen für 
einen Bezirk (§. 2 Abſ. 1) im Weſentlichen beendigt ſind, beſtimmt der Präſident 
des Oberlandesgerichts den Tag, an welchem für die Grundſtücke dieſes Bezirks 
die Ausſchlußfriſt für Anmeldungen von Eigenthumsanſprüchen oder Eigenthums⸗ 
beſchränkungen, dinglichen Rechten und Hypotheken beginnen ſoll. 

$. 21. 

Alsdann hat das Gericht (Grundbuchgericht) das Aufgebot zu erlaſſen. 

Alle nicht bereits nach $. 7 geladenen Perſonen, welche vermeinen, daß 
ihnen an einem der Grundſtücke ($. 19 Abſ. 1) ein Eigenthumsrecht oder ein die 
Verfügung über das Grundſtück beſchränkendes Recht oder eine Hypothek oder 
irgend ein anderes, der Eintragung in dem Grundbuch bedürfendes Recht zuſteht, 
ſind aufzufordern, ihren Anſpruch binnen einer Friſt von drei Monaten, welche 
mit dem in Gemäßheit des F. 20 beſtimmten Tage beginnt, bei dem Amtsgericht 
anzumelden. 

$. 22. 

In das Aufgebot iſt in Betreff der Grundſtücke, auf welche der §. 12 An⸗ 
wendung findet, aufzunehmen: 

1) die Bezeichnung des Eigenthumsbeſitzers, 

2) eine Bezeichnung des Grundſtücks nach der Nummer oder dem Bud) 

ſtaben des Kartenblatts und der Parzelle, unter welchen das Grundſtück 
Ar. 9069.) 
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in den Steuerbüchern und in dem älteren Steuerkataſter verzeichnet iſt. 
Hat die Bezeichnung, unter welcher das Grundſtück in dem älteren 
Steuerkataſter verzeichnet iſt, nicht feſtgeſtellt werden können, oder iſt 
das Grundſtück in dem älteren Steuerkataſter nicht verzeichnet, ſo iſt 
dies kurz anzudeuten. Nach Ermeſſen des Gerichts können die Feldlage 
ſowie der in den Steuerbüchern und in dem älteren Steuerkataſter an⸗ 
gegebene Flächeninhalt angegeben werden. Die Angabe des Reinertrags 
und des Nutzungswerths unterbleibt. 


In Betreff der Grundſtücke, auf welche der §. 12 keine Anwendung findet, 
iſt in das Aufgebot eine Bezeichnung der einzelnen Grundſtücke oder der Eigen- 
thumsbeſitzer nicht aufzunehmen. 

In dem Aufgebot iſt zu bemerken, daß es einer Anmeldung der Eigen⸗ 
thumsbeſchränkungen, dinglichen Rechte und Hypotheken nicht bedürfe, in Betreff 
deren den Berechtigten die im $. 24 vorgeſchriebene Mittheilung gemacht iſt. 

Das Aufgebot umfaßt nicht die Grundſtücke des Bezirks, für welche die 
Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels in dem Verfahren auf Antrag erfolgen 
ſoll. Die hiernach auszunehmenden Grundſtücke ſind, ſofern das Aufgebot im 
Verfahren auf Antrag noch nicht erlaſſen ift, nach Maßgabe des Abſatzes 1 Nr. 2 
zu bezeichnen. 


$. 23. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück erworben hat, nicht mehr geltend 
machen kann, und daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen verliert, deren 
Rechte bis zum Ablauf der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächſt auch ein- 
getragen ſind. ’ 

Dieſer Nachtheil ift im Aufgebot anzudrohen. 


$. 24. 


Der Anmeldung bedarf es nicht bei den Berechtigungen, welche in Gemäßheit 
des $. 16 in das Grundbuch zu übertragen find. 

Von dieſen Berechtigungen iſt den Berechtigten, ſoweit der Aufenthalt oder 
ein Vertreter derſelben dem Gericht bekannt iſt, vor Beginn der Ausſchlußfriſt 
($. 20) unter Angabe des Grundſtücks und des Eigenthumsbeſitzers Mittheilung 
zu machen. 

Die Angabe des Grundſtücks erfolgt bei den in einem älteren Buch ein⸗ 
getragenen Berechtigungen nach der Nummer oder dem Buchſtaben des Karten— 
blatts und der Parzelle, unter welchen das Grundſtück in den Steuerbüchern und 
in dem älteren gerichtlichen Buch eingetragen iſt. 
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8925. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt: 

1) durch Anheftung an die Gerichtstafel; 

2) durch Anheftung an die zu öffentlichen Bekanntmachungen beſtimmte 

Stelle in der Ortsgemeinde oder in den Ortsgemeinden, in welchen die 
Grundſtücke belegen ſind; 

3) durch zweimalige Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts. 

Außerdem iſt in mindeſtens einem Lokalblatt auf die Bekanntmachungen 
der Nr. 1 bis 3 hinzuweiſen. 

Von den beiden unter Nr. 3 beſtimmten Einrückungen hat die erſte vor 
Beginn der Friſt, die zweite mindeſtens vier Wochen vor dem Ablauf derſelben 
ſtattzufinden. 

F. 26. 

Sind der in einem älteren gerichtlichen Buch als Eigenthümer Eingetragene 
oder der in den Steuerbüchern als Beſitzer Bezeichnete oder die Erben einer dieſer 
Perſonen bei dem Verfahren nicht berückſichtigt worden, weil fie im Deutſchen 
Reich weder einen dem Gericht bekannten Aufenthalt, noch einen dem Gericht 
bekannten Vertreter haben (§. 7 Abſ. 2), fo ift denſelben, falls ihr Aufenthalt dem 
Gericht bekannt ift, eine Abſchrift der Bekanntmachung zuzuſtellen. 


$. 27. 


Ein Ausſchlußurtheil iſt nicht zu erlaſſen. 
Gegen den Ablauf der Ausſchlußfriſt findet eine Wiedereinſetzung nicht ſtatt. 


$. 28. 


Iſt vor dem Ablauf der Ausſchlußfriſt ein Eigenthumsrecht angemeldet, 
ſo hat das Gericht den das Recht Beanſpruchenden aufzufordern, binnen einer 
Friſt von ſechs Wochen nachzuweiſen, daß er gegen den Beſitzer die Eigenthums⸗ 
klage erhoben habe. 

Die Vorſchriften des §. 14 Abſatz 2 finden entſprechende Anwendung. 

Die nach Abſatz 1 zu erlaſſende Aufforderung unterbleibt, wenn inzwiſchen 
nach $. 6 oder $. 13 die Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels erfolgt iſt. 
Beide Theile ſind zu benachrichtigen. 


$. 29. 

Nach Ablauf der Ausſchlußfriſt iſt, ſofern nicht nach den $$. 14 oder 28 
ein Eigenthumsſtreit anhängig iſt oder bevorſteht, derjenige als Eigenthümer ein⸗ 
zutragen, welcher feinen Eigenthumsbeſitz nach Maßgabe der Nr. 3 des F. 8 nach— 
gewieſen hat. 
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F. 30. 


Iſt vor dem Ablauf der Ausſchlußfriſt eine Hypothek angemeldet, ſo ift 
dieſelbe, wenn ſie in einem älteren gerichtlichen Buche eingetragen iſt, unter Be⸗ 
nachrichtigung des Berechtigten zu übertragen. 

Angemeldete, in einem älteren gerichtlichen Buche nicht eingetragene Eigen⸗ 
thumsbeſchränkungen, dingliche Rechte und Hypotheken können nur nach An⸗ 
erkennung von Seiten des Eigenthümers eingetragen werden. Andernfalls finden 
die Vorſchrift des $. 28 Abſat 1 über die Aufforderung zum Nachweis der 
Erhebung der Klage und die Vorſchriften des §. 14 Abſatz 2 entſprechend An⸗ 
wendung. 

Das beanſpruchte Recht iſt vorzumerken: 

1) wenn zur Zeit der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels noch 
nicht feſtſteht, ob die Anmeldung in Gemäßheit der Beſtimmungen des 
vorſtehenden Abſatzes bei dem weiteren Verfahren zu berückſichtigen iſt 

2) wenn zu der unter Nr. 1 bezeichneten Zeit die Klage erhoben, über 
dieſelbe aber noch nicht rechtskräftig entſchieden iſt. 

Die Löſchung der Vormerkung iſt auf den aim des Eigenthümers, 
insbeſondere auch in dem Fall zu bewirken, wenn der das Recht Beanſpruchende 
die Erhebung der Klage nicht innerhalb der beſtimmten Friſt nachweiſt, oder der 
Eigenthümer nachweiſt, daß die erhobene Klage zurückgenommen iſt. In dieſen 
Fällen hat die Perſon, welche das Recht angemeldet hat, die Koſten der Löſchung 
zu tragen. a 

$. 31. 


Iſt bezüglich einer in einem älteren gerichtlichen Buch eingetragenen Hypothek 
Anmeldung nicht erfolgt, und iſt dieſelbe auch nicht nach §. 16 ins Grundbuch 
zu übertragen, ſo kann das Gericht anordnen, daß der Eigenthümer entweder die 
Wahrheit der für das Nichtbeſtehen jener Rechte angeführten Thatſachen ($. 11) 
eidlich zu verſichern, oder die eidliche Verſicherung abzugeben habe, daß ihm ſeinen 
Angaben widerſprechende Verhältniſſe nicht bekannt ſeien. 

Im Fall der Eidesweigerung wird die beſtrittene Hypothek in das Grundbuch 
übertragen. 

Nimmt das Gericht von der Anordnung einer eidlichen Verſicherung Ab⸗ 
ſtand, oder wird die auferlegte eidliche Verſtcherung abgegeben, ſo wird die 
Hypothek in das Grundbuch nicht übertragen. Der betreffende Anſpruch bleibt 
alsdann zwar, ſoweit er zur Zeit der Anlegung des Grundbuchblattes begründet 
war, gegen den Eigenthümer und deſſen Erben beſtehen, unterliegt aber dem im 
$. 23 Abſatz 1 beſtimmten Rechtsnachtheil. 


F. 32. 


Hat ſich in den Fällen der $$. 17 und 18 der Gläubiger im Aufgebots⸗ 
verfahren nicht gemeldet, fo unterbleibt im Falle des $. 17 die Uebertragung und 
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tritt im Falle des $. 18 die Umſchreibung ein, auch wenn die in jenen Para- 
graphen vorgeſchriebene Mittheilung nicht hat bewirkt werden können ($. 19 Abſ. 2). 
Hat ſich der Gläubiger im Aufgebotsverfahren gemeldet, ſo iſt ihm nunmehr die 
Mittheilung zu machen, und in Gemäßheit des §. 17 oder 18 weiter zu ver⸗ 
fahren. 

$. 33. 


Durch die Vorfchriften der $$. 28, 30 bis 32 wird die Wirkſamkeit von 
reg und Urtheilen des Prozeßgerichts oder des Vollſtreckungsgerichts nicht 
erührt. 

$. 34. 

Das Aufgebotsverfahren dieſes Titels umfaßt auch die bereits nach §. 25 
Nr. 3 beziehungsweiſe §. 27 Nr. 3 des Geſetzes vom 29. Mai 1873 in das 
Grundbuch übertragenen Hypotheken mit Ausnahme 

1) derjenigen, welche nach $. 43 deſſelben Geſetzes umgewandelt find; 

2) der Darlehnshypotheken, ſofern die Originalſchuldurkunde nicht vor- 

gelegt wird. 
In Betreff der demgemäß von dem Aufgebotsverfahren umfaßten Hypo⸗ 

theken finden die $$. 11, 16, 17, 18, 19 Abſatz 2 und 3 entſprechende An 


wendung. 

Ein ſelbſtſtändiges Aufgebotsverfahren für die im vorſtehenden Abja be⸗ 
eichneten Hypotheken kann nach Maßgabe der Vorſchriften deſſelben von dem 
Prädenten des Oberlandesgerichts für diejenigen Grundbuchbezirke angeordnet 
werden, für welche ein Aufgebot nach F. 19 nicht erforderlich iſt. 


Zweiter Titel. 
Verfahren auf Antrag. 


$. 35. 


Anträge auf Anlegung eines Grundbuchblatts oder Artikels find jederzeit 
zuzulaſſen. 

Die Zulaſſung iſt jedoch zu verſagen, wenn vor der Anbringung des An⸗ 
trags in dem Verfahren von Amtswegen ein Aufgebot nach F. 21 verfügt ift, 
welches das in dem Antrage bezeichnete Grundſtück mit umfaßt. 


F. 36. 


Sind mehrere in einem Grundbuchbezirk liegende Grundſtücke des Antrag ⸗ 
ſtellers in dem Grundbuch noch nicht eingetragen, fo kann die Zulaſſung des 
Antrags davon abhängig gemacht werden, daß derſelbe auf alle dieſe Grundſtücke 
erſtreckt wird. 
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a 


Die vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn der Fall als 
ein dringender anzuſehen und der gleichzeitigen Eintragung der Grundſtücke, auf 
welche der Antrag ſich nicht erſtreckt, ein Hinderniß entgegenſteht. 


$. 37. 


Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 3 bis 19, 21, 23, 
24, 26 bis 33 entſprechende Anwendung, ſoweit nicht aus den nachſtehenden 
Beſtimmungen ſich Abweichungen ergeben. 


$. 38. 


Bedarf es zu dem im F. 3 angegebenen oder zu einem ſonſtigen Zweck einer 
Ermittelung ſeitens des Gerichts an Dal und Stelle, fo ift, wenn vorausſichtlich 
für andere Grundſtücke des Bezirks gleiche Ermittelungen vorzunehmen ſind, die 
Ermittelung auszusetzen, bis fie mit den Ermittelungen, welche für dieſe anderen 
Grundſtücke vorzunehmen ſind, gleichzeitig vorgenommen werden können. 

Die Ausſetzung findet nicht ſtatt: 

1) wenn der Fall als dringend anzuſehen iſt 

2) wenn der Antragſteller zur Zahlung der Koſten der Ermittelung ſich 

bereit erklärt. 
$. 39. 


Das Gericht hat unter Hinweis auf die Koften des len darauf hin⸗ 
zuwirken, daß der Antragſteller mit der Verbindung mehrerer Aufgebote ſich ein⸗ 
verſtanden erklärt. 

Verlangt der Antragſteller gleichwohl den ſofortigen Erlaß des Aufgebots, 
ſo darf das Verlangen nicht auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung zurück⸗ 
gewieſen werden. 9 

40. 


Zum Antrag auf den Erlaß des Aufgebots iſt diejenige Perſon berechtigt, 
welche ihren Eigenthumsbeſitz nach §. 8 Nr. 3 nachgewieſen hat. 


$. 4. | 


Die Dauer der Ausſchlußfriſt iſt nach Ermeſſen des Gerichts auf ſechs 
Wochen bis drei Monate zu beſtimmen. 

In dem Aufgebot ſind der Antragſteller und das Grundſtück, ſowie, wenn 
in dem älteren gerichtlichen Buch ein Anderer als der Antragſteller als Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks eingetragen iſt, auch dieſer zu bezeichnen. 

Die Bezeichnung des Grundſtücks hat nach Maßgabe der Vorſchriften des 
$. 22 Abſatz 1 Nr. 2 zu erfolgen. 

Falls in Gemäßheit des $. 24 Mittheilungen an Berechtigte gemacht find, 
ſo iſt die im §. 22 Abſatz 3 vorgeſchriebene Bemerkung in das Aufgebot auf⸗ 
zunehmen. 
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F. 42. 


Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt durch die im §. 25 
vorgeſchriebenen Anheftungen und durch einmalige Einrückung in den Anzeiger des 
Amtsblattes, ſowie durch Hinweiſung auf die erfolgten Bekanntmachungen in 
mindeſtens einem Lokalblatt. 


$. 43. 


Der Lauf der Ausſchlußfriſt beginnt mit dem Tage der Ausgabe des die 
Bekanntmachung enthaltenden Amtsblattes. 


Dritter Titel. 


Gemeinſame Beſtimmungen. 


$. 44. 


Die Anlegung eines Grundbuchblattes oder Artikels kann auch während 
des Aufgebotsverfahrens erfolgen, wenn die Vorausſetzungen des $. 13 nachträglich 
erbracht ſind. 


$. 45. 


Die in dieſem Abſchnitt über die Anlegung von Artikeln enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen finden auf die Aufnahme von Grundſtücken in einem bereits angelegten 
Artikel entſprechende Anwendung. 


F. 46. 


Die Grundbuchblätter und Artikel, in welchen die Grundſtücke unter der 
alten Bezeichnung eingetragen ſind, ſind auf die Steuerbücher zurückzuführen. 

Die Zurückführung erfolgt von Amtswegen und nach Grundbuchbezirken. 
Das Verfahren iſt mit dem zum Zweck der Anlegung der Grundbuchblätter und 
Artikel ſtattfindenden Verfahren (§. 2) zu verbinden. Durch die Beſtimmungen 
des vorſtehenden Abſatzes wird die Zurückführung auf Antrag nicht ausgeſchloſſen. 

Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der erſten beiden Titel dieſes 
Abſchnittes, welche auf die zum Zweck der Anlegung der Grundbuchblätter und 
Artikel vorzunehmenden Ermittelungen, Vernehmungen und Feſtſtellungen ſich be⸗ 
ziehen, entſprechende Anwendung. 


F. 47. 


Die auf Grund der Vorſchriften dieſes Abſchnittes geladenen Zeugen erhalten 
Entſchädigung nach Maßgabe der Beſtimmungen der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige vom 30. Juni 1878. 

(Nr. 9069.) 
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F. 48. 


Das Verfahren von Amtswegen einſchließlich des Verfahrens nach $. 46 
iſt koſtenfrei, ſoweit nicht in dieſem Paragraphen ausdrückliche Ausnahmen gemacht 
ſind. Die Koſtenfreiheit erſtreckt ſich auch auf die in dem Verfahren von Amts⸗ 
wegen erfolgende Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels nebſt allen Ein- 
tragungen. Sie umfaßt auch die baaren Auslagen, ferner die Stempelfreiheit 
der Verhandlungen, ſowie der nach den Vorſchriften dieſes Abſchnittes beizu⸗ 
bringenden Zeugniſſe und ſonſtigen Nachweiſungen einſchließlich der Eintragungs⸗ 
bewilligungen und des nach $. 8 Nr. 2 vorzulegenden Hypothekenſcheins. 

Koſten ſind zu erheben: 

1) ſoweit mit der Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels gleichzeitig 
Veränderungen in den Eigenthums- oder ſonſtigen Rechtsverhältniſſen 
eines Grundſtückes eingetragen werden, welche als ſolche koſtenpflichtig 
ſind. Jedoch tritt Koſtenfreiheit (Abſ. 1) ein, wenn vor dem 1. Juli 
1874 die entſprechende Berichtigung des älteren gerichtlichen Buches 
hätte beantragt werden können ($. 28 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 
29. Mai 1873), ſowie wenn es ſich um die Berichtigung fehlerhafter 
Eintragungen handelt; 

2) bezüglich ſolcher Grundſtücke, von denen nicht feſtgeſtellt iſt, unter 
welcher Bezeichnung ſie in einem gerichtlichen Buch eingetragen ſind. 
Doch find in dieſem Falle nur die baaren Auslagen des Aufgebots⸗ 
verfahrens und zwar im Fall des F. 49 nach Maßgabe der Vorſchriften 
deſſelben zu einem verhältnißmäßigen Antheil zu erheben. 

In dem Verfahren auf Antrag hat der Antragſteller die im $. 38 Abſatz 2 

Nr. 2 bezeichneten Koſten und die baaren Auslagen des Aufgebotsverfahrens zu 
tragen. Im Uebrigen gelten die Vorſchriften des Abſatz 1 und 2. Sind mehrere 
Aufgebotsverfahren verbunden, fo findet der $. 49 Anwendung. 


$. 49. 


Sind Koſten eines nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Abſchnittes zu 
erledigenden Verfahrens, welches die Grundſtücke mehrerer Eigenthümer betrifft, 
zu vertheilen, ſo erfolgt die Vertheilung nach Verhältniß der Beträge des Rein⸗ 
ertrags und der Hälfte des Nutzungswerths, nach welchen die Grundſtücke zur 
Grund- und Gebäudeſteuer veranlagt find. 

Bei der Vertheilung ſind die Pfennigbeträge des Reinertrags und der 
Hälfte des Nutzungswerths der einzelnen Grundſtücke nach der Vorſchrift des $.7 
Abſatz 2 des Gerichtskoſtengeſetzes abzurunden. 

Die Beſtimmungen der beiden vorſtehenden Abſätze finden entſprechende 
Anwendung, wenn die durch die Vorſchriften des §. 48 gewährte Koſtenfreiheit 
nur für eins oder einige der mehreren gleichzeitig zur Eintragung in dem Grund— 
buch gelangenden Grundſtücke deſſelben Eigenthümers eintritt. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 50. 


Hat der Erwerber eines Grundſtücks dem Veräußerer gegenüber ſich ver⸗ 
pflichtet, den Betrag des Kauf-, Anſatz⸗ oder Anſchlagspreiſes oder einen Theil 
dieſes Betrages einem Dritten zu zahlen, jo bedarf es zur Löſchung der zur 
Sicherung der Forderung des Veräußerers in einem älteren gerichtlichen Buch 
eingetragenen oder aus einem ſolchen Buch in das Grundbuch übertragenen 
Hypothek der Quittung oder en ee des Dritten nicht, ſofern der⸗ 
ſelbe weder in der Eintragung noch in der der Eintragung zu Grunde liegenden 
Urkunde durch Angabe des Namens oder in anderer Weiſe ſeiner Perſönlichkeit 
nach mit ausreichender Kenntlichkeit bezeichnet iſt. 


$. 51. 

Perſönliche unvererbliche Berechtigungen, welche in einem älteren gerichtlichen 
Buch eingetragen oder aus einem ſolchen Buch in das Grundbuch übertragen 
ſind, ſind auf Antrag des Eigenthümers, ohne daß es eines Nachweiſes des Todes 
des Berechtigten bedarf (§. 102 der Grundbuchordnung), zu löſchen, wenn der 
Eigenthümer durch ein Zeugniß des Ortsvorſtandes des letzten bekannten Wohn⸗ 
ſizes des Berechtigten oder durch eidesſtattliche Verſicherung von Zeugen, ſowie 
zugleich durch eigene eidesſtattliche Verſicherung glaubhaft macht, daß der Be⸗ 
rechtigte dem Leben und Aufenthalte nach ſeit fünf Jahren unbekannt iſt. 

Das Gericht kann unter Androhung von Geldſtrafen bis zu 150 Mark 
auf Antrag des Eigenthümers Zeugen behufs eidesſtattlicher Vernehmung laden. 
Die Zeugen erhalten die im F. 47 beſtimmte Entſchädigung. Die Koſten hat 
der Eigenthümer zu tragen. 

§. 52. 


Die in einem älteren gerichtlichen Buch oder in dem Grundbuch eingetragene 
Hypothek zur Sicherſtellung der Kinder wegen des geſetzlich der Verwaltung des 
Vaters unterworfenen Vermögens iſt auf Antrag des Eigenthümers nach Ablauf 
von zwei Jahren ſeit der Beendigung der Verwaltung koſtenfrei zu löſchen, wenn 
bis dahin eine Vormerkung zur Erhaltung der Hypothek nicht eingetragen iſt. 

ft ſeit dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt; ſchon mehr 
als ein Jahr der Friſt abgelaufen, ſo iſt der Antrag auf Löſchung erſt nach 
Ablauf eines Jahres, von jenem Tage an gerechnet, zuläſſig. 


F. 53. 


Bei den im Geltungsbereich dieſes Geſetzes in Grundbuchſachen zu be⸗ 
wirkenden Zuſtellungen unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift der 
(Nr. 9069.) 
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Zuſtellungsurkunde. Auf dem zu übergebenden Schriftſtück iſt jedoch der Tag 
der Zustellung von dem zuſtellenden Beamten unter Beifügung feiner Unterſchrift 
zu vermerken. 

Sofern nicht die Umſtände des einzelnen Falles eine Ausnahme begründen, 
erfolgen die Zuſtellungen durch Aufgabe zur Poſt oder nach Ermeſſen des Gerichts 
durch Umlauf. 

Bei der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt wird die Zuſtellung nicht als 
bewirkt angeſehen, wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. Wohnt die 
Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, nicht in dem Bezirk des Gerichts, ſo iſt 
die Sendung mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

Auf die Zuſtellung durch Umlauf finden die Beſtimmungen der $$. 165 
bis 172 der Civilprozeßordnung und die $$. 22 und 23 Abſatz 2 bis 4 des 
Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, vom 
18. Februar 1880 (Geſetz-Samml. S. 59) entſprechende Anwendung. 


$. 54. 

Die Vorſchriften des $. 25 Nr. 3 und 4 und des F. 27 Nr. 3 des Geſetzes 
vom 29. Mai 1873 werden, ſoweit ſie den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes widerſprechen, aufgehoben. 

$. 55. 


Die $$. 31 bis 39 des Geſetzes vom 29. Mai 1873 werden aufgehoben. 
Die F. 36 bis 38 jenes Geſetzes bleiben auch in den Fällen 1 An⸗ 
wendung, in welchen die Ausſchlußfriſt bereits abgelaufen iſt. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung werden jedoch die Fälle nicht berührt, in welchen die Grenze durch 
rechtskräftiges Urtheil oder durch Vergleich oder eine ſonſtige Vereinbarung der 
Betheiligten feſtgeſtellt iſt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 
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